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Der Ausgangspunkt

-

SOZIETAT DR. REHBORN ;
RECHTSANWALTE



Aufhebung von Tatigkeitsbeschrankungen - VAndG

e BSGvom 5.11.1997 6 RKa 52/97
e (MedR 1998, 279 = BSGE 81, 143 {f.):

e Zulassung eines halbtags am Krankenhaus angestellten
Pathologen: ,,Krankenhausarzten, die bei statio-
narem Aufenthalt von Patienten unmittelbar in die
Versorgung eingebunden sind, muss eine Zulassung
in der Regel versagt werden,

e da sich ihre Tatigkeit mit der vertragsarztlichen
Tatigkeit mischen kann, was threm Wesen nach mit
der Tatigkeit des Vertragsarztes am Vertrags-
arztsitz nicht zu vereinbaren ist.‘
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Aufhebung von Tatigkeitseinschrankungen - VAndG

§ 20 Arzte-ZV

(1) Fur die Ausubung vertragsarztlicher Tatigkeit ist nicht geeignet ein Arzt,
der wegen eines Beschiftigungsverhdltnisses oder wegen anderer nicht
ehrenamtlicher Tatigkeit fur die Versorgung der Versicherten personlich
nicht in erforderlichem Malle zur Verfugung steht.

(2) Fur die Ausubung vertragsarztlicher Tatigkeit ist nicht geeignet ein Arzt,
der eine arztliche Tatigkeit ausubt, die ihrem Wesen nach mit der
Tatigkeit des Vertragsarztes am Vertragsarztsitz nicht zu vereinbaren ist.
Die Tatigkeit in oder die Zusammenarbeit mit einem zugelassenen
Krankenhaus nach § 108 SGB V oder einer Vorsorge- oder
Rehabilitationseinrichtung nach § 111 SGB V ist mit der Tatigkeit des
Vertragsarztes vereinbar.

3) ...
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Die Probleme bel Kooperationen
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Aufhebung von Tatigkeitseinschrankungen - VAndG

Probleme

1. Unzulassige Ausweitung des Versorgungsauftrages?

2. Entgegenstehendes LLandesrecht ?

3. Scheinselbstandiger Arzt im Krankenhaus? (Vgl. z.B. SG Dortmund,
Urt. v. 12.1.2006, S 10 RJ 307/03, das krankenhaus 2006, 310)

4. VerstoB} gegen BO-A

5. Einsatzfahigkeit ..in concreto* ?
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Aufhebung von Tatigkeitseinschrankungen - VAndG

1. Unzulassige Ausweitung des Versorgungsauftrages?

- Versorgungsauftrag qualitativ und quantitativ definiert !

2. Entgegenstehendes LLandesrecht ?

- ,,nur noch** Brandenburg

3. Scheinselbstandigkeit ?

- insb.: genugende Eigenstandigkeit — ortliche und zeitliche
Weisungsgebundenheit ?
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Aufhebung von Tatigkeitseinschrankungen

§ 31 M-BO

Unerlaubte Zuweisung von Patientinnen und
Patienten gegen Entgelt

Arztinnen und Arzten ist es nicht gestattet, fur die
Zuweisung von Patientinnen und Patienten oder
Untersuchungsmaterial ein Entgelt oder andere
Vorteile sich versprechen oder gewdhren zu lassen
oder selbst zu versprechen oder zu gewahren.
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Kick-back

Probleme:

» Wettbewerbswidrigkeit fur Krankenhaus und Arzt [Unterlassung,
Schadenersatz]

» Steuerhinterzichung [Umsatz- und Gewerbesteuer durch Arzt, Beihilfe —
evtl. Mittaterschaft — durch ,,Krankenhaustrager*]

» Berufsrechtswidrigkeit — Nichtigkeit des Vertrages gem § 134 BGB,
Ruckabwicklung

» Strafbarkeit generell (§§ 240, 253, 299 StGB) wird diskutiert, vgl.
Schneider/Gottschaldt, wistra 2009, 133; H.Schneider, HRRS 2009, 484
(unter dem Gesichtspunkt des § 263 StGB); a.A. Kolbel, wistra 2009, 129
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Kick-back

Recht Unrecht

Inanspruchnahme von Leistun- Leistungen ohne Gegenleistung
gen bei Erbringen einer

(zulassigen) Gegenleistung Leistungen bei unange-

messener Gegenleistung

Angemessenheit von Leistung Angemessene Gegenleistung
und Gegenleistung unter ,.falscher Flagge‘

,,Beauftragung*‘ nur bei
,zugewiesenen‘‘ Patienten ?
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN prucksache 14/10405
14. Wahiperiode

10.12.2009

Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz zur Anderung des Krankenhausgestaitungsgesetzes des Landes Nordrhein-
Westlalen

A Problem

Die Absprachen {iber die Zuweisung von Patientinnen und Patienten aus dem ambulanten in
den stationdren Bereich sind unzulissig, wenn sie auf der Grundiage rechtswidriger schriftli-
cher oder miindiicher Vereinbarungen gegen Entgelt (,Zuweisungspramien”) erfoigen. Sie
kommen in der Rege! entweder dadurch zustands, dass ein Krankenhaus einer Arztin oder
einem Arzt gine Geldpramie fir kiinftige Einweisungen bietet oder diese — haufig organisiert
in Arztenetzwerken, -verbinden oder -vereinen — vom Krankenhaus Geldpramien fiir kanfti-
ge Einweisungen fordem. Der Geldfluss 2wischen Krankenhdusern und Arztinnen und Arz-
ten erfolgt in diesen Fllen in der Regel verdeckt im Rahmen zulissiger Vereinbarungen, bei
deren Durchiiibrung von den inhaitfichen Vertragsabsprachen ohne Dokumentation mit zivil-
rechtlichen Nebenabreden abgewichen wird. So kénnen z.B. Konsliiararzititigksiten unzu-
lassig $ein, wenn sie Gber Konsiliarleistungen hinausgehen und insbesondere anstelle von
Leistungen der Krankenhaus8rztinnen und -drzie erbracht werden. Strafrechtiiche, wettbe-
werbs- und Kartelirechtliche Regelungen sowie beruisrechiliche Sanktionsmaglichkeiten
kdrnen von der Aulsichtsbehérde nicht ergriffen werden und haben keinen ausreichenden
praventiven Charakter. Das bramchenwidrige Verhatten von Krankenhaustragem kann Ein-
fluss auf die ordnungsgemaBe Krankenhausversorgung haben. Diese ist insbesondere dann
gefahrdet, wenn finanzielie Absprachen und nicht Art und Schwere der Erkrankung dazu iih-
ren, den Versorgungsauftrag des Krankenhauses in Anspruch zu nehmen.

B L.osung

Das Land als Krankenhauspianungs- und -aufsichtsbeh&rde muss praventiv und regulierend
bei Missstanden eingreifen kdnnen. Der Krankenhaustrager trigt die Verantwortung filr die
arztiiche und Verwaltungsorganisation des Krankenhauses. Er wird daran gemessen und
kann bei Zuwiderhandlungen in seinen Angeboten mit den entsprechenden torderrechtlichen
Konseguenzen beschrankt werden. Ein verbessertes Verfilgungsrecht der Krankenhausaut-

Datum des Originals: 08.12.2009/Ausgegeben: 11.12.2009

Dia Verditertichungen des Landiags Nordrhein-Westialen sind einzein gegen eine Schutzgebihr beim Archiv des
Landtags Nordrhein-Westialen, 40002 Di Posttach 10 11 43, Telafor: (0211) 824 - 2438, zu beziehen. Dar
kostenkris  Abnuf ist such méghch Ober das IntemetAngebot des landtage Nordrhein-Westalen wurrer
‘veww.landeaniw.o00

.8 31a
Unerlaubte Zuweisungen gegen Entgelt

{1) Krankenhdusern und ihren Tragem
ist es nicht gestattet, fr die Zuweisung
von Patientinnen und Patienten ein Ent-
gelt oder andere Vorteile zu gewahren,
zu versprechen, sich gewidhren oder
versprechen zu lassen.

2. Lesung am 24.03.2010
im Landtag NRW

-
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Arzte miissen der KV Umsitze melden

Hessischer Landtag beschlielt, dass auch alle Einnahmen aus Direktvertrdgen transparent sein missen

WIESBADEN (ine). Arzte in Hessen
milssen kinftig der KV ihre Umsat-
ze aus Direktvertrigen offenlegen.
Auch die gesetzlichen Kranken-
kassen sind zur Weitergabe von
Informationen verpflichtet.

Das geht aus dem Gesetzentwurf der
SPD zur Erweiterten Honorarvertei-
lung (EHV) fiir hessische Vertragsirz-
te hervor, der im Landtag in zweiter
Lesung verabschiedet worden ist.

Die Altersversorgung der nieder-
gelassenen hessischen Arzte basiert

auf zwei Sdulen: Das Versorgungs-
werk ist nach dem Kapitaldeckungs-
verfahren organisiert. Die EHV ist
hingegen ein auf Umlagebasis finan-
ziertes Versorgungswerk, an dem
derzeit etwa B500 Arzte als Finzahler
und 5600 Rentenempfanger beteiligt
sind (wir berichteten). Grundlage der
EHVY ist die Gesamtverglitung, die
von der Kassenarztlichen Vereini-
gung verwaltet wird. Die zunehmen-
de Zahl von Direktvertrigen nach Pa-
ragraf 73 b und 73 ¢ zwischen Arzten
und Krankenkassen, an denen die

Arztezeitung Online vom 14.12.2009, S. 5

Hessischer Kassenirztliche
Vereinigung
Altersver- nicht beteiligt ist,
T verringert  aller-
!'-"El'l'gl.ll'lg fiir dings die Bemes-
Arzte fehlte sungsgrundlage.
immer mehr Dureh die Geset-
zesinderung
Geld. werden nun

samtliche Hono-
rare fiir Leistungen aus dem GKV-Ka-
talog der EHV unterworfen. Die Ver-
tragsarzte miissen ihren Umsatz aus
Direktvertragen der KV offen legen.

Kommen die Arzte dem nicht
nach, kann die KV bei den Kranken-
kassen Auskinfte tiber die Umsitre
der Niedergelassenen einholen. Die
Kassen sind ebenfalls wverpflichtet,
der KV die angeforderten Informatio-
nen zum Umsatz fiir jeden Aret zur
Verfilgung zu stellen. Der KV-Vor-
stand zeigt sich zufrieden mit der
neuen Regelung, Damit habe die Al-
terssicherung ein stabiles gesetzli-
ches Fundament. Die Hartnfickigkeit
gegeniiber der Politik habe sich aus-
gezahlt.

-
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Zeitlicher Umfang beil Vertragsarzten

e Grundsitzlich max. 13  Wochenstunden bei
Vertragsarzt mit vollem Versorgungsauftrag (BSG
vom 30.01.2002 B 6 KA 20/01 R, GesR 2002, 15) —

mindestens 20 Wochenstunden Sprechzeit

* Beschrankung des Versorgungsauftrages (nur) auf die
Halfte moglich (§§ § 95 Abs. 3 Satz 1 SGB V, 19a
Arzte-ZV, § 17 Abs. 1a BMV-A), dann wohl 20 + 6,5
Stunden = 26,5 Wochenstunden denkbar — minde-
stens 10 Wochenstunden Sprechzeit (vereinzelte

Rspr: 20 Stunden !)

-
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Inhaltlicher Umfang beil Vertragsarzten

Kernleistungen sollen nur durch angestellte Arzte des

Krankenhaustragers, nicht durch ,,eingekaufte* Leistungen
niedergelassener Vertragsarzte moglich sein; Gesamt-
verantwortung dirfe nicht bei einem Dritten sein!

BSG, Urteil v. 28.02.2007 — B 3 KR 17/06 R, SozR 4-2500 § 39 Nr. 8
Rn 22)
Kritisch und differenzierend dazu Quaas, GesR 2009, 459 (463)
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Inhaltlicher Umfang bei Vertragsarzten

Das Krankenhaus hat hinsichtlich der Hauptleistung gegenuiber
der Krankenkasse weder einen Vergutungsanspruch nach dem
AOP-Vertrag (Ambulantes Operieren und stationsersetzende
Eingriffe 1m Krankenhaus) noch aus ungerechtfertigter
Bereicherung, wenn es die Hauptleistung (Operation) durch
einen Arzt durchfuhren lasst, der nicht Beschiftigter des
Krankenhauses ist, sondern ein niedergelassener Arzt.

LSG Sachsen, GesR 2008, 548 m. Anm. Schwarz, GesR 2008, 608 =
ZMGR 2008, 279 = MedR 2009, 114 m.Anm. Steinhilper — unmittelbar vor
Entscheidung uber die unter B 1 KR 13/08 R beim BSG anhangig
gewesene Revision ist die Klage zuriickgenommen worden.

Entsprechend Dahm, ZMGR 2006, 161 (166); kritisch Wagener/Haag,
MedR 2009, 72
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Conclusio

e Mitarbeit in vorhandener stationarer Abteilung ?

* Rechtsfolgen fraglich: BSG: kein Vergutungsanspruch,
.Betrug ???

 Folgerungen aus der (fragwurdigen) Rechtsprechung:

» Anstellung des Arztes, nicht Tatigkeit als ,,Freiberufler; verbunden
mit Verpflichtung zur Abfuhrung von Sozialabgaben und Lohnsteuer

» Alternativ: Info an Kostentrager, wie Leistung erbracht wurde, ggfls.
Klage

-
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Inhaltlicher Umfang bei Vertragsarzten

» [st die Rechtsprechung noch aktuell?

» Vgl kritisch insb. Quaas, GesR 2009, 459; Makoski, MedR
2009, 376

» Krankenhausstatistikverordnung mit Anderung vom 17.3.2009, BGBI. I
534

§ 3 Erhebungsmerkmale
Erhebungsmerkmale sind:
1. ...

13. arztliches Personal und nichtérztliches Personal umgerechnet auf
Vollkrifte, bei nichtarztlichem Personal gegliedert nach Funktionsbereich,
im Pflegedienst auch nach Einsatz in der Psychiatrie; hauptamtliches
Personal und Personal ohne direktes Beschaftigungsverhdltnis bei der
Einrichtung sind gesondert auszuweisen,

-
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Honorar — Moglichkeiten ?

e Pauschalbetrag

e Zeit(Stunden)-Honorar

e GOA (Zulassigkeit jungst bejaht, auch bei
Steigerungssatz unter 1,0-fach: BGH vom
12.11.2009-1I1 ZR 110/09, GesR 2010, 28)

 EBM

e Eigenes ,,System®
e Arztanteil aus DRG ?7??

-
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Medizinische Versorgungszentren
MVZ
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Koalitionsvertrag

.Medizinische Versorgungszentren (MVZ) sollen nur unter bestimmten
Voraussetzungen zugelassen werden. Geschéaftsanteile kdnnen nur von
zugelassenen Arztinnen und Arzten sowie Krankenh&ausern gehalten werden.
Wesentlich ist dabei vor allem, dass die Mehrheit der Geschéaftsanteile und
Stimmrechte Arztinnen und Arzten zusteht und das MVZ von Arztinnen und
Arzten verantwortlich gefuihrt wird. Fir den Bereich unterversorgter Gebiete
soll eine Offnungsklausel fir Krankenhauser vorgesehen werden, wenn keine
Interessenten aus dem Bereich der Arztinnen und Arzte zur Verfligung
stehen.*

Wohl kein ,Vorschaltgesetz® — Umsetzung hinsichtlich ,Ob“ und
, Wann* fraglich !

,Bestandsschutz® fur Vergangenheit — jetzt aber nicht mehr ! 1
-
L\
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Grunderkrels nach aktuellem Recht

e Vertragsarzte, nicht aber Job-

S Svitnen (50 Ny * Vorsorge- und Rehaeinrichtungen

ZMGR 2005, 34) — entsprechend * Heilmittelerbringer
auch nicht angestellte Arzte e Hilfsmittelerbringer
e Vertragspsychotherapeuten e Apotheker

* Ermiachtigte Krankenhausirzte

. : e Leistungserbringer von hiauslicher
 Ermichtigte andere Arzte und

Krankenpflege, Soziotherapie,

Psycfhoth.erapeuten o sozialmedizinischen
. E;gllla]cglll\t/}%t?AArzte und Einrichtungen Nachsorgemassnahmen

* Trager von Polikliniken (Ost) ) Krankenhauﬂstrager o

«  Ermiachtigte Trager von . Vertr.e.lgszahnarzte und ermachtigte
Einrichtungen nach §§ 117, 118, 119 Zahnarzte
aSGB V e [Hebammen ?7?7?]

-
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Niederlassung am Krankenhaus
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Niederlassung am Krankenhaus

Filialbildung

Stadt Osnabriick

Filiale 2 Stadt Greven
=,Nebenbetriebsstatte* I
Dr.M

-auch am KH denkbar -
Filiale 1

=,Nebenbetriebsstatte”
Dr.M

(Haupt-)Praxis
= ,Betriebsstatte"
Dr.M
Urologe

-
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Filialbildung

§ 24 Abs. 3 Arzte-ZV idF des VAndG

Vertragsarztliche Tatigkeiten auBlerhalb des
Vertragsarztsitzes an weiteren Orten sind zulassig, wenn
und soweit

1. dies die Versorgung der Versicherten an den weiteren Orten
verbessert und

2. die ordnungsgemiafBle Versorgung der Versicherten am Ort des
Vertragsarztsitzes nicht beeintrachtigt wird.

-
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Filialbildung

,»wenn und soweit* ... - ,,Verbesserung der Versorgung**

> Widerruflichkeit ??7?

> 45 min Fahrzeit zwischen Vertragsarztsitz und Zweigpraxis eines MKG-
Chirurgen stellen keine Beeintrachtigung der Tétigkeit am Vertragsarztsitz dar

(SG Marburg, Beschl. v. 27.08.2007 — S 12 KA 346/07 ER)

> ,,Ein Thuringer (MKG-Chirurg) auf Sylt“? Vgl. LSG Schleswig-Holstein, GesR
2008, 551

> Ein Vertragszahnarzt, der nicht im Einzelnen darlegt, worin sich seine Tatigkeit
von der anderer Vertragszahnarzte am Ort der Zweigpraxis unterscheidet, hat
keinen Anspruch auf Genehmigung

(SG Marburg, Beschl. v. 27.08.2007 — S 12 KA 347/07 ER)

> Verbesserung der Versorgung jedenfalls nicht allein dadurch, dass das Angebot
von Arzten vor Ort (in einem gesperrten Planungsbereich) vergroBBert wird (SG
Dortmund, MedR 2008, 242); erforderlich aber auch nicht eine strenge
Bedarfsprufung (BSG vom 28.10.2009-B 6 Ka 42/08 R, GesR Heft 4/2010)

> Verbesserung der Versorgung aber bei qualitativer Verbesserung
(,,Kinderzahnheilkunde‘‘) (LSG Hessen, MedR 2008, 172)
> Drittwiderspruch (insb. niedergelassener Arzte) unzuliassig (BSG vom
28.10.2009-B 6 Ka 42/08 R, GesR Heft 4/2010) ) a
SOZIETAT DR. REHBORN I
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Filialbildung durch MVZ ?

* Welche Fachgebiete konnen in der ,,Filiale* vorgehalten werden?

 Entweder: nur Fachgebiete, die auch in der Hauptbetriebsstitte (am MVZ-
Sitz) angeboten werden —

e (Qder: auch andere ???

e SG Marburg, Beschl. v. 22.02.2008 - S 12 KA 47/08 ER, GesR 2008, 312:
nur Leistungen, die auch in der Hauptbetriebsstitte angeboten werden!

e Keine Drittanfechtung: BSG vom 28.10.2009 - B 6 Ka 42/08 R, GesR Heft
4/2010

-
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Tatigkeit an mehreren Orten

Berufsaustibungsgemeinschaften

§ 33 Abs. 2 Arzte-ZV (VAndG)

Die gemeinsame Ausubung vertragsarztlicher Tatigkeit ist
zulassig unter allen zur vertragsarztlichen Versorgung
zugelassenen Leistungserbringern an einem gemeinsamen
Vertragsarztsitz (ortliche Berufsausubungsgemeinschaft). Sie
ist auch zulassig bei unterschiedlichen Vertragsarztsitzen der
Mitglieder der Berufsausiibungsgemeinschaft (uberortliche
Berufsausubungsgemeinschaft), wenn die Erfullung der
Versorgungspflicht des jeweiligen Mitglieds an seinem
Vertragsarztsitz unter Beruicksichtigung der Mitwirkung

angestellter Arzte... in dem erforderlichen Umfang
gewahrleistet ist sowie das Mitglied und die bei ihm
angestellten Arzte ... an den Vertragsarztsitzen der anderen

Mitglieder nur in zeitlich begrenztem Umfang tatig werden. ...

-
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Ortliche Berufsausiibungsgemeinschaft

., Gemeinschaftspraxis‘‘ — oder ,,intraurbaner Zusammenschluss*‘?

Stadt Dortmund

Ortl.
Berufsausibungs-
gemeinschaft
Dr.A,B,C

-
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Uberortliche Berufsaustibungsgemeinschaft

Einzelpraxen nach bisherigem Recht

Stadt Dortmund

VP 3
Vertragsarzt

Behandiungsyerrag Endokrin.

VP 1
Vertragsarzt
Urologie

VP 2
Vertragsarzt
Gyn

-
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Uberortliche Berufsaustibungsgemeinschaft

intraurbane Berufsausubungsgemeinschaft

Stadt Dortmund

VP 3
Vertragsarzt
Endokrin.

VP 1
Vertragsarzt
Urologie

VP 2
Vertragsarzt
Gyn

-
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Uberortliche Berufsaustibungsgemeinschaft

Uberdrtliche Berufs-
austibungsgemeinschatft

_im weiteren Sinne*“ Stadt Berlin

VP 3
Vertragsarzt
Endokrin.

Stadt Dortmund

-
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Berufsaustibungsgemeinschaften

- friher ,Gemeinschaftspraxen® -

S 33 Abs. 2 Arzte-ZV

... Die gemeinsame Berufsausubung, bezogen auf
einzelne Leistungen, ist zulassig, sofern diese
Berufsausubungsgemeinschaft nicht zur Erbrin-
gung uberweisungsgebundener medizinisch-tech-
nischer Leistungen mit uberweisungsberechtigten
Leistungserbringern gebildet wird.

-
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Berufsaustibungsgemeinschaften

Uberweisungsgebundene medizinisch-technische
Leistungen

BMV-A § 13

(4) Arzte fur Laboratoriumsmedizin, Mikrobiologie und
Infektionsepidemiologie, Nuklearmedizin, Pathologie,
Radiologische Diagnostik bzw. Radiologie, Strah-lentherapie
und Transfusionsmedizin konnen nur auf Uberweisung in
Anspruch genommen werden.

-
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berufsausibungsgemeinschaft

Gyn
Gyn. Labor/Zyto

TGP 1
Vertragsarzt

TGP 3
Vertragsarzt

-
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berufsaustibungsgemeinschaft

Arztehaus
Hohe Strasse 4

Dr. Otto Vorgeburt
— Frauenarzt —
Pranatalmedizin

Dr. Karl Gynkelmann - Dr. Otto Vorgeburt
— Frauenarzte —
Teilberufsaustibungsgemeinschaft

Dr. Eva Fruchtbar - Dr. Otto Vorgeburt
— Frauenarzte —
Teilberufsaustibungsgemeinschaft

Anton Brust - Dr. Otto Vorgeburt
— Frauenarzte —
Teilberufsaustiibungsgemeinschaft

2
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berufsaustibungsgemeinschaft

Zentralklintkum XY GmbH

Dr. Otto Vorgeburt
— Frauenarzt —
Pranatalmedizin

Dr. Karl Gynkelmann - Dr. Otto Vorgeburt
— Frauenarzte —
Teilberufsaustibungsgemeinschaft

Dr. Eva Fruchtbar - Dr. Otto Vorgeburt
— Frauenarzte —
Teilberufsaustibungsgemeinschaft

Anton Brust - Dr. Otto Vorgeburt
— Frauenarzte —
Teilberufsaustiibungsgemeinschaft

2
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berufsaustibungsgemeinschaften

Frage:

Konnen ,,Einzelpraxen®/Teilberufsausuibungsgemeinschaften
uberhaupt noch auseinander gehalten werden ?

Problem:

,,Rechtsscheinshaftung® (§ 25 HGB analog)

-
SOZIETAT DR. REHBORN ;
RECHTSANWALTE



berufsaustibungsgemeinschaft

§ 15 a Abs. 5 Satz2 BMV-A

* nur zuldssig zur gemeinschaftlichen Versorgung von
Patienten, die einer gemeinschaftlichen Versorgung durch die
der Teilberufsausiibungsgemeinschaften angehorenden Arzte
bedurfen

* Arzte mussen ,,gemeinschaftlich® zur Verfugung stehen

= rechtliche Zuldssigkeit der Beschrankung der Moglichkeiten
durch BMV-A eher fraglich (,,Gesetzesvorbehalt*)
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Niederlassung am Krankenhaus

e Vertragsarztsitz

BGH vom 22.07.2002 II ZR 90/01 und II ZR 265/00
GesR 2002, 60

e Ubernimmt ein neu zugelassener Arzt in einer
Gemeinschaftspraxis eine vakant gewordene
Vertragsarztstelle, so kollidiert im Falle seines freiwilligen
Ausscheidens aus der Praxis das durch Art. 12 Abs. 1 GG
geschutzte Interesse des verbleibenden Arztes, die
Gemeinschaftspraxis in dem bisherigen Umfang
fortzufuhren, mit dem Grundrecht des ausscheidenden
Arztes auf Berufsfreiheit. Der auftretende Konflikt ist
nach dem Grundsatz der praktischen Konkordanz zu
losen.
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Niederlassung am Krankenhaus

Vertragsarztsitz

» Ubertragung der BGH-Rechtsprechung auf
Krankenhaus fraglich

» Verbleib der Zulassung in Medizinischem
Versorgungszentrum moglich
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Niederlassung am Krankenhaus

Grenzen der Kooperation

1. Mit dem Wesen vertragsarztlicher Tatigkeit ist es nicht vereinbar,
wenn einem Arzt auf der Basis eines Kooperationsvertrages mit
einer Klinik einerseits Operationsraume zur Verfiigung gestellt und
die Mitbenutzung allgemeiner Einrichtungen in der Klinik
ermoglicht werden, er sich andererseits verpflichtet, jede
Konkurrenz im ambulanten Bereich mit den bettenfuhrenden
Fachabteilungen der Klinik zu unterlassen.

2. Mit dem Wesen vertragsarztlicher Tatigkeit ist es ferner nicht
vereinbar, wenn ein erheblicher Teil der von der Praxis in Anspruch
zu nehmenden sachlichen und personellen Ressourcen von Dritten
entgeltlich gestellt wird und nicht der Herrschaftspraxis des
Inhabers unterliegt.

LSG NRW, Beschl. v. 4.9.2006 — L. 10 B 2/06 KA ER, Breithaupt 2007, 427
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Mietvertrag

Betriebspflicht ?

. Nach der Rechtsprechung ist die Vereinbarung einer Betriebspflicht durch allgemeine
Geschiftsbedingungen moglich (BGH, NJW-RR 1992, 1032 = ZMR 1993, 57).

. Rspr zur Vereinbarung einer Betriebspflicht:

. LG Lubeck (NJW-RR 1993, 78): Mieter von Gewerberaumen sind ohne ausdriickliche Vereinbarung
nicht verpflichtet, die Rdume auch zu betreiben.

. Landgericht Hannover (ZMR 1993, 280). : Betriebspflicht kannsich aus einem Gesamtkonzept ergeben,

so insbesondere bei Einkaufszentren Entsprechendes konnte auch fur den Betrieb eines Arztehauses,
insbesondere auch bei Vermietung durch einen Apotheker, gelten.

. OLG Koln (OLG-Report 2000, 478): Betriebspflicht aufgrund einer bloBen Beschreibung des
Vermietzwecks (im konkreten Fall: ,,zum Betriebe einer/eines Speisegaststitte, Bistro, Tanzcafé*)
Verbindung mit Gesprachen daruiber, dass der Vermieter Wert darauf legte, dass die Tradition des
Geschifts fortgesetzt werden solle und dass Gespriache uber die zu tatigenden Investitionen und die
Offnungszeiten gefuihrt wurden

. BGH (NJW 1979, 2351 ff.). :Zugrunde lag die Frage, ob die umsatzbezogene Vermietung einer
Apotheke eine Betriebspflicht beinhalte. Der BGH hat dazu ausgefuhrt:
. ,»Das Berufungsgericht geht ersichtlich von der Annahme aus, die Vereinbarung einer Umsatzmiete in

einem auf bestimmte Zeit abgeschlossenen Apothekenmietvertrag bedeute gewissermafien
denknotwendig, dass in den vermieteten Raumen auch ein Umsatz erzielt werden miisse. Das ist aber
nicht richtig. Die Auffassung des Berufungsgerichtes lauft darauf hinaus, dem Mieter anstelle des
Gebrauchsrechts eine Gebrauchspflicht aufzuerlegen. Eine solche kann nach dem Grundsatz der
Vertragsfreiheit vereinbart werden. Ohne besondere Abrede ist aber der Mieter von Gewerberdumen
nicht verpflichtet, diese zur Ausiibung eines Gewerbes zu nutzen. *

. Auslegung ggf. im Lichte des § 305 ¢ Abs. 2 BGB (,,Unklarheitsregel“), wonach Zweifel bei der
Auslegung allgemeiner Geschiaftsbedingungen zu Lasten des Verwenders gehen.
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Kontakt:

Prof. Dr. Martin Rehborn

Rechtsanwalt * Fachanwalt fur Medizinrecht
Honorarprofessor der Universitat zu Koln
Sozietat Dr. Rehborn = Rechtsanwilte
Westenhellweg 40-46

44137 Dortmund

0231/91599-12 oder 0173/2839765
vorz.m.rehborn @rehborn-do.de
www.dr.rehborn.de

|
-
SOZIETAT DR. REHBORN a
RECHTSANWALTE


mailto:vorz.m.rehborn@rehborn-do.de
http://www.dr.rehborn.de/

	Foliennummer 1
	Der Ausgangspunkt 
	Aufhebung von Tätigkeitsbeschränkungen - VÄndG
	Aufhebung von Tätigkeitseinschränkungen - VÄndG
	Die Probleme bei Kooperationen
	Foliennummer 6
	Foliennummer 7
	Aufhebung von Tätigkeitseinschränkungen
	Kick-back
	Foliennummer 10
	Foliennummer 11
	Ärztezeitung Online vom 14.12.2009, S. 5
	Foliennummer 13
	Inhaltlicher Umfang bei Vertragsärzten
	Inhaltlicher Umfang bei Vertragsärzten
	Conclusio
	Inhaltlicher Umfang bei Vertragsärzten
	Honorar – Möglichkeiten ?
	Medizinische Versorgungszentren�MVZ 
	Koalitionsvertrag
	Gründerkreis nach aktuellem Recht
	Niederlassung am Krankenhaus 
	Niederlassung am Krankenhaus�Filialbildung
	Filialbildung
	Filialbildung
	Filialbildung durch MVZ ?
	Tätigkeit an mehreren Orten �Berufsausübungsgemeinschaften
	Örtliche Berufsausübungsgemeinschaft
	Überörtliche Berufsausübungsgemeinschaft
	Überörtliche Berufsausübungsgemeinschaft
	Überörtliche Berufsausübungsgemeinschaft
	Berufsausübungsgemeinschaften�- früher „Gemeinschaftspraxen“ -
	Berufsausübungsgemeinschaften
	Teilberufsausübungsgemeinschaft
	Teilberufsausübungsgemeinschaft
	Teilberufsausübungsgemeinschaft
	Teilberufsausübungsgemeinschaften
	Teilberufsausübungsgemeinschaft
	Niederlassung am Krankenhaus
	Niederlassung am Krankenhaus
	Niederlassung am Krankenhaus
	Mietvertrag�Betriebspflicht ?
	Foliennummer 43

